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Sonstige Textteile 

Nachdem das am 20. März 1958 in Genf abgeschlossene Übereinkommen über die Annahme 
einheitlicher Bedingungen für die Genehmigung der Ausrüstungsgegenstände und Teile von 
Kraftfahrzeugen und über die gegenseitige Anerkennung der Genehmigung, welches also lautet: 

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident den 
Beitritt der Republik Österreich zu diesem Übereinkommen und verspricht im Namen der Republik 
Österreich die gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen. 

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Beitrittsurkunde vom Bundespräsidenten unterzeichnet, vom 
Bundeskanzler, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundesminister für 
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen 
worden. 

Geschehen zu Wien, am 19. Feber 1971 

Ratifikationstext 

Die österreichische Beitrittsurkunde zum angeführten Übereinkommen wurde am 12. März 1971 
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt; das Übereinkommen ist somit gemäß seinem 
Art. 7 Abs. 2 am 11. Mai 1971 für Österreich in Kraft getreten. 

Österreich hat zu diesem Übereinkommen folgende Erklärung abgegeben: 

Der Bundespräsident der Republik Österreich erklärt gemäß Artikel 1 Absatz 6 des 
Übereinkommens über die Annahme einheitlicher Bedingungen für die Genehmigung der 
Ausrüstungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen und über die gegenseitige Anerkennung der 
Genehmigung, daß sich der Beitritt der Republik Österreich nur auf das Übereinkommen selbst erstreckt. 
Die dem Übereinkommen angeschlossenen Regelungen sind daher für die Republik Österreich nicht 
verbindlich. 

Derzeit gehören dem Übereinkommen folgende Staaten an: Belgien, Bundesrepublik Deutschland, 
Frankreich, Italien, Jugoslawien, Niederlande, Schweden, Spanien, Tschechoslowakei, Ungarn und das 
Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland. 

Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hinterlegung ihrer Beitritts- oder Ratifikationsurkunde 
folgende Vorbehalte erklärt oder Erklärungen abgegeben: 

Belgien: 

 a) Gemäß Artikel 1 Absatz 6 erklärt Belgien, daß es alle die dem Übereinkommen angeschlossenen 
Regelungen für nicht verbindlich betrachtet; 

 b) gemäß Artikel 11 Absatz 1 erklärt Belgien, daß es sich durch Artikel 10 des Übereinkommens 
nicht gebunden betrachtet. 

Italien: 

Italien betrachtet sich durch Artikel 10 des Übereinkommens nicht gebunden. 

Spanien: 

Vorbehaltlich der im Artikel 11 des Übereinkommens vorgesehenen Vorbehalte. 

Tschechoslowakei: 

Die Tschechoslowakische Republik betrachtet sich durch die Bestimmungen des Artikels 10 des 
Übereinkommens nicht gebunden. 

Ungarn: 

Der Präsidentschaftsrat der Volksrepublik Ungarn ratifiziert hiermit das Übereinkommen mit dem 
Vorbehalt, daß er Artikel 10 des Übereinkommens als für sich nicht bindend anerkennt. 

Präambel/Promulgationsklausel 
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Präambel 

DIE VERTRAGSPARTEIEN, 

IM BESTREBEN, einheitliche Mindestbedingungen für die in ihren Staaten zu erteilende 
Genehmigung gewisser Ausrüstungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen festzulegen, und 

IM BESTREBEN, in ihren Staaten die Verwendung der von den zuständigen Behörden einer 
Vertragspartei in dieser Weise genehmigten Ausrüstungsgegenstände und Teile zu erleichtern, 

HABEN FOLGENDES VEREINBART: 

Anmerkung 

1.) Erfassungsstichtag: 1.6.1996 

2.) vgl. Bundesministeriengesetz 1986 (BMG), BGBl. Nr. 76/1986 

Schlagworte 

e-rk3 

Beitrittsurkunde 

Zuletzt aktualisiert am 

20.05.2019 

Gesetzesnummer 

10011419 

Dokumentnummer 

NOR11011684 

alte Dokumentnummer 

N9197113854T 


	Präambel

